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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Image der Schweiz im Ausland

Die vom New Yorker Konsumentenforschungsinstitut GfK jährlich durchgeführte Studie
zum Image von 50 Ländern weist die Schweiz auf Rang 8 aus. Das EDA bezeichnet
diesen Rang in Anbetracht der negativen Schlagzeilen zur UBS-Affäre als
ausgezeichnetes Ergebnis. Als grösste Stärken der Schweiz betrachtet die  Studie das
Engagement für die Umwelt, die Lebensqualität und die Respektierung politischer
Rechte. Hingegen scheint das Image der Bevölkerung von einigen Ländern eher negativ
beurteilt worden zu sein. In Deutschland, Frankreich, der Türkei und Ägypten rutschte
dieser Indikator im Vergleich zum Vorjahr stark ab. Dies dürfte auf die auch
international stark wahrgenommenen Abstimmungsresultate – etwa zur
Minarettinitiative - zurückzuführen sein. Angeführt wird die Rangliste von den USA,
Deutschland und Frankreich. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.02.2011
MARC BÜHLMANN

In ihrem Jahresbericht stellte Präsenz Schweiz (PRS), welche ein Monitoring der
Wahrnehmung der Schweiz im Ausland zum Auftrag hat, fest, dass das Land über ein
gutes Image verfüge. Diesen Befund stützt PRS einerseits auf den Nation Brand Index,
der auf der Basis von Befragungen die Wahrnehmung von 50 Ländern misst.
Andererseits analysiert PRS die Berichterstattung wichtiger ausländischer Leitmedien
über die Schweiz. Gemäss dem Nation Brand Index belegt die Schweiz im
internationalen Image-Vergleich Rang 8. Am besten schneiden laut diesem Index die
USA, Deutschland und Grossbritannien ab. Gemessen werden unterschiedliche
Dimensionen, wobei die Schweiz in der Dimension Regierungskompetenz,
Respektierung der Bürgerrechte, Frieden- und Sicherheitspolitik, Umweltpolitik sowie
Lebensqualität von allen Ländern am besten beurteilt wird. Ein weniger gutes Image hat
die Schweiz hingegen hinsichtlich Kultur und Sport, der Dynamik der Städte und dem
Angebot an historischen Attraktionen. Aber auch in diesen Bereichen ist sie in den
besten 20 Ländern klassiert. 
In den internationalen Medien wurde insbesondere im Rahmen des FIFA-Skandals über
die Schweiz berichtet. Einige Aufmerksamkeit erhielt die Eidgenossenschaft auch
aufgrund der Aufhebung des Euro-Mindestkurses. Während sich ersteres laut PRS wohl
nicht negativ auf das Bild der Schweiz im Ausland auswirken werde, berge der starke
Franken über längere Zeit ein imageschädigendes Potenzial, da dieser in den Medien als
Schwächung des Wirtschaftsstandortes Schweiz kommentiert werde. Für sportliche
Schlagzeilen sorgte Stan Wawrinka mit dem Sieg am French Open. Die Schweiz werde
als Tennis-Nation wahrgenommen, über die äusserst positiv berichtet werde. Die Politik
stand 2015 wesentlich weniger im Fokus der ausländischen Medien; ganz im Gegensatz
zu 2014, wo über den Finanzplatz und die Abstimmung zur
Masseneinwanderungsinitiative sehr stark und eher negativ berichtet worden war.
Ausnahme bildeten 2015 die eidgenössischen Wahlen. Der Wahlsieg der SVP sei in den
internationalen Medien vorwiegend als Reaktion der Schweizer Wahlbürgerinnen und
Wahlbürger auf die Flüchtlingskrise interpretiert worden. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

D'après une étude réalisée par Expat Insider, la Suisse perd petit à petit son aura
auprès des expatriés. Alors qu'elle était aux avant-postes du classement en 2014, y
prenant la quatrième place, la Suisse dégringole, cette année, au 31ème rang sur un
total de 67 pays . Cela est, en partie, dû aux difficultés que les expatriés rencontrent en
termes d'intégration et de coût de la vie. 67% des expatriés interrogés considèrent qu'il
est difficile de se lier avec des Suisses. A noter toutefois qu'en ce qui concerne
l'environnement et l'éducation des enfants, la Confédération reste dans le top trois des
pays les plus attractifs. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.03.2017
KAREL ZIEHLI
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Stimmung in der Bevölkerung

Zwei Jahre nach der Atomkatastrophe in Fukushima Daiichi zeigte der Univox
Umweltmonitor – eine Ende 2012 bei 1000 Personen durchgeführte Befragung der
gfs.zürich – dass die Skepsis gegenüber der Atomenergie nach wie vor hoch, gleichzeitig
aber auch die Technikgläubigkeit gestiegen war. 65% der Befragten bezeichneten die
Risiken der Kernenergie als nicht tragbar (2011 lag dieser Anteil bei 69%) und 31%
glaubten, dass sich Umweltprobleme durch neue Techniken lösen lassen (2011: 26%).
Die Befragung zeigte zudem, dass die Schweiz im internationalen Vergleich weiterhin
eine hohe Recyclingrate aufweist: Der Anteil der Befragten, die Glas, Kompost, Karton,
Batterien und Pet an eine Sammelstelle zurück brachten, nahm gegenüber dem Vorjahr
allerdings leicht ab. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.02.2013
MARC BÜHLMANN

Das Angstbarometer, eine jährlich bei rund 1000 Personen von gfs.zürich
durchgeführte Befragung, zeigte eine deutliche Abnahme der gefühlten Bedrohung.
Sowohl ein aggregierter Index als auch die verschiedenen abgefragten konkreten
Bedrohungen verzeichneten einen Rückgang. Dieser wurde von den Verfassern der
Analyse mit einer im Vergleich zu den bewegenden Vorjahren mit der
Umweltkatastrophe in Fukushima, der Wirtschaftskrise 2011 sowie der intensiven
Diskussion um die Zuwanderung aus der EU im Jahr 2012 relativen Ereignisarmut im
Jahr 2013 erklärt. Ein deutliche Abnahme zeigte sich insbesondere bei der sozio-
ökonomischen Bedrohung: Die noch 2011 das Angstempfinden prägende Schuldenkrise
stellte in den Augen der Befragten im Berichtjahr kaum mehr eine Bedrohung dar. Auch
die Angst vor Umweltverschmutzung nahm ab, wurde aber nach wie vor als stärkste
Bedrohung wahrgenommen – insbesondere in Form von Luftverschmutzung und
Klimaveränderung. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Etwas entgegen den politischen Entwicklungen der letzten Monate wies der
Umweltmonitor für das Jahr 2014 ein gestiegenes Umweltbewusstsein nach. Obwohl
grüne Anliegen an der Wahl- und Abstimmungsurne eher Niederlagen einstecken
mussten, massen Schweizerinnen und Schweizer laut der im Auftrag von WWF durch
GfS Zürich durchgeführten Umfrage dem Naturschutz und dem nachhaltigen
Energieverbrauch einen hohen Stellenwert bei. Der Anteil der Bevölkerung, der sich als
überdurchschnittlich umweltbewusst einschätzt, war im Vergleich zu 2013 gar um 8
Prozentpunkte auf 57% gestiegen. Als dringlichste Probleme wurden die
Luftverschmutzung und der hohe Energieverbrauch genannt und rund drei Viertel der
Befragten forderten mehr Massnahmen für den Klimaschutz. Der Begriff
"Energiewende" wird von einer Mehrheit der Bevölkerung als positiv besetzt
wahrgenommen und von 55% der Befragten als umsetzbares Ziel und nicht nur noble
Idee bewertet. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.05.2015
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Aussenwirtschaftspolitik

Die Vox-Analyse zur Abstimmung vom 7.3.2021 über das
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit Indonesien  kam zum Schluss, dass das eher
unerwartet knappe Ergebnis vor allem auf die ausführliche Diskussion über die
negativen Auswirkungen auf das Klima und somit auf den weniger starken Fokus auf das
wirtschaftliche Potenzial des Abkommens zurückzuführen sei. Die Studie zeigte des
Weiteren, dass sich viele Stimmende erst im Verlauf des Abstimmungskampfs für oder
gegen das Abkommen entschieden hatten. Vor allem jüngere Stimmende hätten sich
mehrheitlich gegen das FHA ausgesprochen, Personen mit niedriger Bildung oder mit
höherem Einkommen stimmten eher dafür. Die wichtigsten Faktoren für den
Stimmentscheid waren laut Analyse jedoch die Parteizugehörigkeit und das Vertrauen in
die Wirtschafts- und Umweltverbände. Vor allem Sympathisierende der SVP und der
FDP verhalfen dem Abkommen zum Erfolg, während Anhängerinnen und Anhänger der
SP und der Grünen selten mit Ja stimmten. Die Ja-Stimmenden liessen sich vor allem
davon überzeugen, dass die Schweizer Wirtschaft vom neuen Marktzugang profitieren
würde, dass Umwelt- und Sozialstandards bereits im Abkommen enthalten seien und
dass das Abkommen wichtig für die Schweizer Aussenbeziehungen sei. Die Nein-
Stimmenden betonten hingegen vor allem die Umweltschädlichkeit der
Palmölproduktion, die Ausbeutung der indonesischen Bevölkerung und den Schaden,

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.04.2021
AMANDO AMMANN
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welcher der Schweizer Raps- und Sonnenblumenölindustrie entstehe. Die Autorinnen
und Autoren der Analyse hielten fest, dass die Kontra-Argumente insgesamt stärker
polarisiert und weniger Zustimmung erhalten hätten als die Pro-Argumente. 7

Wirtschaft

Landwirtschaft

Forstwirtschaft

Achèvement d’un ambitieux programme de mise à jour statistique de la superficie
nationale, l’Office fédérale de la statistique (OFS) a rendu public les résultats de son
rapport sur l’état des surfaces forestières et agricoles en Suisse. Il apparaît que la forêt,
après un reflux au cours des années 80, a recommencé à gagner du terrain au cours de
la décennie suivante. En douze ans, celle-ci a progressé de 184 km2. Ces résultats
proviennent bien plus du reboisement naturel des surfaces boisées que des
afforestations: sur 86 pour cent de ces zones, les arbres repoussent sans avoir été
plantés. Cependant, la recrudescence de surfaces forestières n’est pas synonyme de
bonne santé, a rappelé le rapport Sanasilva 2000. Selon lui, l’état de la forêt suisse
s’est sensiblement dégradé en 2000. Pour la première fois depuis 1995, la défoliation
des arbres a augmenté, touchant surtout les sapins et les épicéas. L’Institut fédéral de
recherche sur la forêt, la neige et le paysage (WSL), à l’origine du rapport, a indiqué que
29.4 pour cent des arbres examinés présentaient une défoliation supérieure à 25 pour
cent, contre 19 pour cent en 1995. Par contre, la mortalité des arbres demeure stable,
avec 0.4 pour cent d’arbres morts en 2000. En conséquence indirecte de ce constat, la
Confédération a fait connaître son désir de fixer à 10 pour cent les zones forestières
destinées à la création de réserves nationales d’ici à 2030. Sur ce chiffre, une moitié
sera classé comme réserve naturelle et laissée à elle-même, l’autre sera gérée au titre
de «réserve naturelle particulière», permettant la culture et la préservation d’espèces
rares ou menacées. Dans ce schéma, les cantons collaboreront pour définir des
stratégies de protection, selon les régions et les particularités des forêts. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.05.2001
FRANÇOIS BARRAS

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

Für das Jahr 2010 wurden in einer Studie zu Handen des ARE erstmals anhand einer
vollständig aktualisierten Datengrundlage die externen und volkswirtschaftlichen
Umwelt-, Unfall- und Gesundheitseffekte des Verkehrs in der Schweiz erhoben. Die
Kosten wurden für zwölf Bereiche erhoben, darunter etwa Schäden am Wald, Lärm,
Klima, Biodiversitätsverluste, Unfälle und luftverschmutzungsbedingte
Gesundheitsschäden. Zudem wurden erstmals auch die externen Kosten im Luft- und
Schiffsverkehr ermittelt und der Strassenverkehr wurde um den Fuss- und Veloverkehr
ergänzt. Zudem wurden die positiven Effekte der körperlichen Betätigung im
Langsamverkehr auf die Gesundheit mit einberechnet. Insgesamt beliefen sich die
externen Kosten des Verkehrs auf CHF 9.4 Mrd. 
Für den grössten Kostenanteil war dabei der motorisierte private Personen- und
Güterverkehr auf der Strasse mit rund CHF 6.5 Mrd. verantwortlich. Auf den
Schienenverkehr entfielen Kosten von CHF 740 Mio., auf den Schiffsverkehr von CHF 57
Mio. Für den Langsamverkehr resultierte ein Netto-Nutzen von rund CHF 400 Mio. In
der Studie wurde darauf hingewiesen, dass diese Zahlen auch im Verhältnis zu den
Verkehrsleistungen der einzelnen Verkehrsträger betrachtet werden müssen: Im
Strassenverkehr werden deutlich mehr Personen und Güter transportiert als mit den
anderen Verkehrsträgern. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.06.2014
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Strassenverkehr

L’initiative n’a été acceptée par aucun canton; elle a obtenu son meilleur score à Bâle-
Ville et à Zurich avec 34% respectivement 27% de Oui. L'analyse Vox constatait l'échec
d'Actif-trafiC, car les partis bourgeois – qui l'ont rejeté avec une majorité de 90% dans
leurs rangs – ont présenté un front uni et surtout, seule une faible majorité a voté pour
elle dans le camp rouge-vert. Dans l'ensemble, la décision en faveur ou en défaveur
était avant tout en lien avec l'attitude par rapport à la protection de l'environnement et
la possession ou non d'une voiture. La division dans le camp vert-socialiste s'est faite
sur ce dernier point. Au niveau des motivations, c'est le caractère utopique de
l'initiative qui a fait tomber en disgrâce celle-ci auprès de la majorité des personnes
ayant voté non. A l'opposé, c'est cette même caractéristique qui a motivé les partisans
à voter oui et par la même occasion à donner un signal. Par ailleurs, le rejet a été plus
net au Tessin et en Suisse romande qu'en Suisse alémanique. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.03.2000
PHILIPPE BERCLAZ

L’initiative « Pour un dimanche sans voitures par saison » a connu le même sort que sa
consoeur 25 ans plus tôt. Elle a été rejetée par 62,3% des votants et tous les cantons.
Les plus réfractaires ont été les Valaisans (75,4% de non), devant Appenzell Rhodes-
Intérieures (71,4%) et Nidwald (69,2%). L’idée a suscité le plus de sympathie dans les
cantons urbains de Bâle-Ville (43,6% de oui) et de Zurich (42,2%). D’après l’analyse Vox,
les auteurs de l’initiative n’ont pas réussi à obtenir, malgré une campagne visant une
large couche de la population, une majorité en faveur de leur revendication, exception
faite de leur électorat (rose-vert). Le fossé entre partisans et opposants longeait la
ligne idéologique classique. Parmi les caractéristiques sociales, le fait de posséder une
voiture a pesé sur le vote. Les personnes qui ont voté en faveur de l’initiative ont mis en
avant sa dimension positive, à savoir la qualité de vie qu’elle supposait. Ces dernières se
sont également reconnues dans son argument d’utilité écologique à long terme, dans le
sens où elle encourageait un changement de mentalité des utilisateurs de la route. Pour
les personnes qui s’y étaient opposées, les avantages de l’initiative ne compensaient
pas ses désavantages. Ceux-ci résidaient surtout dans le caractère contraignant de
l’interdiction dominicale de circuler en voiture (atteinte à la liberté), mais également
dans la difficulté de réalisation et les avantages minimes sur le plan écologique. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.05.2003
PHILIPPE BERCLAZ

Eisenbahn

Wie das BAV im September 2021 berichtete, konnte der Anteil der Bahn am gesamten
alpenquerenden Güterverkehr weiter gesteigert werden und erreichte im ersten
Halbjahr 2021 einen Wert von 74.3 Prozent. Dies bedeute ein Plus von 1.7 Prozent im
Vergleich zum ersten Halbjahr 2019. Diese Steigerung sei vor allem auf die Eröffnung
des Ceneri-Basistunnels und somit auf die Vollendung der NEAT sowie auf die
Fertigstellung des 4-Meter-Korridors zurückzuführen. Durch diese erneuerte
Infrastruktur könnten längere und schwerere Züge auf der Gotthard-Achse verkehren
und damit mehr Güter transportieren, erläuterte das BAV. Der Bund werde die
Verlagerung von der Strasse auf die Schiene weiterhin vorantreiben und im
Verlagerungsbericht 2021 weitere Massnahmen vorlegen. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 16.09.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Luftfahrt

Le canton de Zurich ainsi que la direction de l'aéroport ont présenté une étude,
effectuée à la demande du Grand Conseil, sur les conséquences écologiques de
l'aéroport de Kloten. En faisant des calculs prospectifs, il apparaît que d'ici 2010,
compte tenu de l'accroissement du trafic aérien, les émissions d'oxyde d'azote, de
dioxyde de carbone ainsi que la quantité de déchets devraient augmenter
considérablement. Un des aspects principaux est cependant le trafic au sol engendré
par l'aéroport. Swissair a pris quelques mesures afin de le diminuer: promotion des
transports publics auprès des employés de l'aéroport (abonnements offerts à prix
avantageux) et augmentation du prix de location des places de stationnement. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.06.1991
SERGE TERRIBILINI
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Umweltschutz

Bodenschutz

A l'occasion du lancement d'une campagne de sensibilisation, le WWF a présenté fin
août une carte rendant compte des différentes agressions polluantes que subissent les
sols en Suisse. Premier document du genre à couvrir l'ensemble d'un pays, cette carte -
réalisée par l'Institut de géographie physique et d'écologie du paysage de Hannover
(D) - nous informe que 38% des sols naturels (soit 12'000 km2 sur les 33'000 km2 que
couvre la Suisse) seraient touchés: 8 à 10% seraient complètement détruits, 25%
pollués chimiquement ou endommagés par des activités mécaniques, alors que les 3%
restants seraient menacés par l'érosion ou par la disparition de zones marécageuses.
Devant pareil constat, le WWF a demandé notamment la mise hors zone de 48'000
hectares de surfaces constructibles. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.09.1996
LIONEL EPERON

Allgemeiner Umweltschutz

Afin de créer une base comptable sûre en matière de protection de l'environnement,
l'Office fédéral de la statistique a mandaté la société genevoise ECOSYS pour réaliser un
modèle de «comptes économiques de l'environnement», pour que la comptabilité
nationale puisse intégrer, à moyen terme, les données concernant ce sujet. Il s'agirait
ainsi de recenser les dépenses publiques et privées effectuées pour la protection de
l'environnement, ainsi que les coûts des dommages infligés à la nature. L'intégration
d'un tel système dans la comptabilité nationale n'existe encore dans aucun pays, mais
l'ONU et l'OCDE ont soulevé ce problème depuis quelques années, et la Confédération
entendait ne pas prendre de retard en ce domaine. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.01.1991
SERGE TERRIBILINI

L'OFEFP (Office fédéral de l'environnement, des forêts et du paysage), par la
publication de son rapport sur «l'état de l'environnement en Suisse 1990», a entamé
un cycle de comptes rendus périodiques sur l'état et les changements de
l'environnement en Suisse. Cet ouvrage, après avoir fait l'historique des modifications
environnementales au vu de l'évolution démographique et économique du pays depuis
1950, et montré les buts et principes de sa politique en la matière ainsi que l'état de sa
législation, passe en revue les divers domaines de la politique de l'environnement (sol,
air, eau, déchets, bruit, etc.), décrivant leur évolution, leur état, les résultats obtenus
ou les tâches à effectuer. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.12.1991
SERGE TERRIBILINI

Le Fonds national de la recherche scientifique a lancé un nouveau programme de
recherche consacré à l'environnement. Les axes d'étude devraient être, d'une part,
l'exploitation économe et judicieuse des matières premières énergétiques et, d'autre
part, la conversion de certains impôts et taxes pour des causes écologiques. La somme
mise à disposition des chercheurs est de CHF 57 millions. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.03.1992
SERGE TERRIBILINI

En mai, la Commission de gestion (CdG) du Conseil national a présenté au Conseil
fédéral son rapport concernant l'évaluation de l'OFEFP, effectuée dans le cadre de
l'analyse de la restructuration du DFI. La CdG entendait observer le travail de l’OFEFP à
deux niveaux; d'une part, l'efficacité de la mise en oeuvre de certaines politiques de
protection de l'environnement (assainissement de l'air, protection des eaux en zone
rurale et étude d'impact sur l'environnement); d'autre part, la pertinence de la
structure et de l'organisation de l'OFEFP, vue à l'aune des politiques précitées. Après
examen, le groupe de recherche placé sous la direction du professeur Knoepfel
(IDHEAP) a considéré que le rôle de l'OFEFP était positif, mais que dans le domaine des
mesures liées au trafic, un certain nombre d'incohérences préjudiciables entre les
divers responsables apparaissaient. Pour la protection des eaux, les experts ont
particulièrement mis en évidence le manque de coordination entre la politique agricole
et cette dernière. Concernant l'étude d'impact sur l'environnement, il a été fait état de
conflits d'intérêts au niveau de l'évaluation entre l'OFEFP et d'autres offices, ainsi qu'à
l'intérieur de l'OFEFP lui-même.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.05.1992
SERGE TERRIBILINI
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Dans le domaine de la structure et de l'organisation de l'office, il est apparu que,
concernant la protection de l'air, des conflits existaient avec d'autres offices (des
routes, de la police) ainsi qu'avec certains cantons, ce qui affaiblirait notamment la
portée des mesures applicables au trafic. Pour la protection des eaux, une trop grande
dispersion des forces (tâches réparties entre trois sections appartenant à trois
divisions différentes) affaiblirait l'efficacité de l'office. Quant à l'étude d'impact, le
manque de personnel et le défaut d'un statut. spécifique du service conduirait à des
problèmes de coordination et de gestion des intérêts divergents. Les experts ont mis
en évidence un autre phénomène important; la direction fédérale des forêts forme un
corps à part dans l'Office et comporte une organisation différente. De plus, elle
cumule'à elle seule les tâches de protection et d'utilisation. En général, les experts ont
souligné le manque de coordination horizontale, les prises de position désécurisantes,
du chef du département, la confusion provenant d'une hiérarchie comprenant trop de
niveaux ainsi que le manque de lignes directrices et de répartition claire des
compétences.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.05.1992
SERGE TERRIBILINI

De tout cela, la CdG a conclu que la structure actuelle de l'OFEFP n'était pas
pertinente pour assumer sa tâche et a repris la plupart des recommandations des
experts. Elle a ainsi proposé la séparation des täches de protection et d'utilisation; cela
entraînerait la création d'un organe interdépartemental chargé de gérer les divers
conflits entre ces deux approches du milieu naturel, le transfert des tâches de
protection de l'air de l'Office fédéral de la police en direction de l'OFEFP et la
séparation, au sein de cet office, de la division des forêts selon le type de mission à
accomplir. Le principe de l'organisation matricielle (perrpettant de relier les divisions
sectorielles et les divisions intersectorielles) a été retenu, ainsi que celui qui stipule
que chaque groupe d'émetteur puisse trouver un interlocuteur compétent dans
l'office. La CdG a également conseillé de supprimer l'échelon hiérarchique constitué
par les divisions principales et de confier les compétences stratégiques à la direction,
dont les membres seront réduits à trois. La commission a en outre proposé la création
d'une commission extra-parlementaire de l'environnement. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.05.1992
SERGE TERRIBILINI

Selon une étude de l'Office des questions conjoncturelles, les réglementations
introduites ces dernières années en matière de protection de l'environnement n'ont
pas nui à la compétitivité des entreprises helvétiques, et leur influence a été tout à fait
secondaire sur l'économie; ce n'est en effet pas un critère utilisé par les entreprises
pour déplacer ou délocaliser leur production, et les charges qu'elles impliquent ont été
tout à fait supportables. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.10.1992
SERGE TERRIBILINI

Gemäss einer Studie der Gesellschaft zur Förderung der schweizerischen Wirtschaft
(wf) erwies sich das vom BUWAL empfohlene Modell einer Ökobilanz zur Beurteilung
der Umweltbelastung, die sogenannte Umweltbelastungspunkte-Methode (UBP-
Methode), als unzulänglich und wenig aussagekräftig. Anstelle einer
standardorientierten Methode schlug die wf ein "Betriebliches Umwelt-
Informationssystem" (BUIS) vor. Dies soll eine Ökobilanz nach dem Modell einer
ökologisch-ökonomischen Effizienz ermöglichen, das auch die sozialen Faktoren in die
gesamtheitliche Betrachtung von Betriebsabläufen und Prozessen miteinschliesst. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Insgesamt verbesserte sich im Berichtsjahr die Umweltqualität in der Schweiz
geringfügig; einerseits bewirkte die anhaltende wirtschaftliche Rezession einen
geringeren Gesamtenergieverbrauch und damit einen rückläufigen Schadstoffausstoss
gegenüber dem Vorjahr; andererseits nahm die Mobilität in bezug auf die gefahrenen
Strassenkilometer, zwar verlangsamt, weiter zu, was die Fortschritte in der
Verbesserung der Luftqualität vor allem bezüglich des CO2-Ausstosses relativierte. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Faisant suite à un premier document publié en 1991, l'Office fédéral de
l'environnement, des forêts et du paysage (OFEFP) a présenté un «rapport sur l'état de
l'environnement 1993». Ce document présente la situation actuelle et les stratégies
d'avenir. S'il indique que, grâce à la législation environnementale, de nombreux succès
ont été obtenus, il met en lumière les importantes lacunes qui subsistent (pollution
atmosphérique, exposition au bruit, déchets non traités, disparition d'espèces de flore
et de faune, etc.). Pour remédier à ces problèmes, les auteurs estiment que les outils
utilisés jusque-là, soit l'imposition autoritaire de valeurs-limites ou d'obligations de
toutes sortes, ne sont plus appropriés. Il s'agirait ainsi, pour les prochaines années, de
réorienter la politique environnementale vers des instruments conformes à l'économie
de marché, c'est-à-dire des taxes incitatives afin de favoriser tant une utilisation
rationnelle de certains produits qu'une dépollution à la source et une introduction de
procédés de fabrication respectueux de la nature. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.05.1994
SERGE TERRIBILINI

Une enquête menée par plusieurs instituts universitaires auprès de 3'019 personnes a
révélé qu'en comparaison internationale, les citoyens suisses ont une sensibilité
particulièrement prononcée à l'égard de l'environnement. Ainsi 73% des Alémaniques
et 59% des Romands interrogés se sont dit fortement préoccupés par la dégradation du
milieu naturel et prêts à réduire leur niveau de vie pour le protéger. Dans la pratique
toutefois, ces déclarations d'intention ont contrasté avec la mise en exergue de
certains comportements peu écologiques, dans le domaine du chauffage des
bâtiments, notamment. Au terme de leur étude, les chercheurs ont conclu que si les
campagnes de sensibilisation ne suffisent pas à induire des changements durables de
comportement, les instruments économiques incitatifs y parviennent en revanche dans
une large mesure. 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.06.1995
LIONEL EPERON

Commanditée par les sept plus importantes organisations nationales de protection de
l'environnement et d'entraide en vue de relancer le débat sur le développement
durable en Suisse, l'étude «Au-dessus de nos moyens - chiffres et objectifs pour une
Suisse durable» est parvenue à la conclusion que pour que ce principe autour duquel
le Sommet de la Terre de Rio s'était cristallisé soit traduit dans les faits, la population
helvétique devrait réduire entre trois et huit fois sa consommation en énergie, en eau
ainsi qu'en matières premières. Forts de ce constat, les mandataires de l'expertise ont
préconisé des changements radicaux dans les habitudes de consommation des Suisses.
Parmi les réductions les plus significatives auxquelles il serait nécessaire de consentir
pour parvenir à l'établissement d'une société écologiquement viable à long terme,
l'étude a évalué que la consommation d'énergies fossiles devrait être réduite de 23%
d'ici à l'an 2010 et de 74% d'ici à 2050. Souhaitant que pareille réflexion sur le
développement durable se prolonge au-delà de la simple publication de cette
expertise, la Ligue suisse pour la protection de la nature a cherché à nouer le dialogue
avec des personnalités des mondes politique, économique et scientifique en organisant
à cet effet plusieurs rondes de discussion. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.01.1996
LIONEL EPERON

Une enquête pilote menée par l'Office fédéral de la statistique (OFS) auprès de la
Confédération, de sept cantons, de 141 communes et de 2'200 entreprises privées a
évalué à quelque CHF 6 milliards le montant des dépenses auxquelles la Suisse a
consenti durant les années 1992/1993 pour la préservation de son environnement. Sur
l'ensemble de cette somme, CHF 2.2 milliards (soit 37% du total) ont été supportés par
le secteur privé. Les pouvoirs publics ont investi pour leur part près de CHF 2.1 milliards
(34%), dont 846 millions ont été assumés par les cantons, 765 millions par les
communes et 461 millions par la Confédération. Quant au solde - soit 1.7 milliard - il a
été pris en charge par les ménages à raison de CHF 1.5 milliard, l'agriculture ayant
couvert les 200 millions restants. Sur la base de ces résultats, l'étude de l'OFS est
parvenue à la conclusion que les dépenses environnementales de la Suisse sont
comparables à celles des autres pays européens. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.04.1996
LIONEL EPERON
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Fin novembre, l'OFEFP et l'Office fédéral de la statistique ont conjointement présenté
le 3e rapport sur l'état de l'environnement en Suisse. Bien que ce document dresse un
constat globalement positif de la situation grâce à des améliorations significatives dans
plusieurs domaines depuis la parution du dernier rapport en 1993, le directeur de
l'OFEFP, Philippe Roch, s'est cependant abstenu de tout triomphalisme en soulignant le
fait que d'importantes menaces subsistent dans plusieurs secteurs (bruit, air,
protection de la faune, pollution de l'eau par l'agriculture). L'écologisation grandissante
de l'économie liée au nombre toujours plus conséquent d'audits écologiques et de
certificats ISO 14'000 attribués à des entreprises a en revanche été saluée, de même
que la tendance qui se dessine de plus en plus vers l'instauration d'une réforme fiscale
fondée sur des critères écologiques. 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.11.1997
LIONEL EPERON

Pour la première fois, l'OCDE a procédé à un examen des performances
environnementales de la Suisse. Les experts de l'OCDE ont souligné les avancées
importantes de la Suisse dans les domaines de la protection de l'air, de la protection
des eaux et de la lutte contre le bruit. Quant à la politique des transports suisse, elle fut
qualifiée de modèle pour les autres pays de l'OCDE. La gestion des déchets a été jugée
efficace, mais les installations d'incinération devraient encore être complétées. Le
rapport recommande davantage de coopération intercantonale pour l'incinération et
regrette la forte augmentation, depuis 1992, des déchets spéciaux exportés. Deux
points faibles principaux ont été relevés: la forte diminution des espaces naturels et la
réduction de la diversité biologique. Les espèces animales et végétales subiraient une
pression énorme. La destruction de biotopes se poursuivrait en raison de
l'urbanisation, de la modernisation de l'agriculture, de l'extension des réseaux de
transport et du tourisme. Parmi les recommandations de l'organisation internationale,
la Suisse est incitée à développer une réforme fiscale écologique qui pourrait inclure
une augmentation sensible des taxes sur l'essence. 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.10.1998
LAURE DUPRAZ

Deux rapports sur l’état de l’environnement en Suisse ont été publiés : celui du
Programme prioritaire environnement (PPE) et celui réalisé chaque quatre ans par
l’Office fédéral de l’environnement, des forêts et du paysage (OFEFP) et l’Office fédéral
de la statistique (OFS). Parmi les points positifs, les rapports notent l’amélioration de
l’efficience écologique dans de nombreux domaines. Cela signifie que la pollution
provoquée par chaque unité produite est moins élevée. L’efficacité de la récupération
et de l’élimination des déchets a aussi été citée par les experts. L’image d’Epinal d’une
Suisse soucieuse de sa nature a toutefois été égratignée. Les rapports ont abouti à un
diagnostic noir. Le sol se fait dévorer : chaque seconde 0.86 mètre carré est bétonné.
Cette situation accentue par voie de conséquence l’érosion, les concentrations de
substances polluantes, le compactage et la pollution entraînant une diminution de la
fertilité. Le bruit est sous-estimé comme cause de maladie : près d’un quart de la
population est exposé de jour comme de nuit, à un niveau de bruit qui dépasse les
valeurs limites admises pour les quartiers d’habitation. Les grands axes routiers, les
voies de chemins de fer et les aéroports en sont les principaux responsables. Malgré les
progrès faits dans le domaine de la protection de l’air, la pollution de l’air est trop
importante dans les zones de concentration urbaine et les vallées alpines peuplées. Au
chapitre de la diversité, l’agriculture "douce" a permis à certaines espèces comme la
huppe et le gypaète barbu de revenir au pays. Néanmoins, le nombre des espèces
végétales et animales n’a cessé de régresser. Ainsi, 95% des amphibiens ont disparus
ou sont menacés. Au niveau de l’eau, la Suisse a enregistré des progrès avec un recul de
consommation d’eau potable. Les eaux des lacs et des rivières ont également pu être
sauvés de l’asphyxie grâce aux stations d’épuration. Ce dernier point est à relativiser,
car ces eaux sont tellement contaminées par des substances chimiques qu’elles
menacent la vie de la faune. L’effet de serre n’a pas ralenti et, au contraire, se renforce.
Les auteurs du rapport PPE assurent qu’il est déjà prévisible que la Suisse ne respectera
pas ses engagements pris à Kyoto en matière de réduction des gaz à effet de serre. Des
efforts plus importants que ceux prévus par le protocole sont nécessaires à leurs yeux.
Le rapport de l’OFEFP et de l’OFS met en garde sur les nouveaux risques pour
l’environnement. Il cite les risques inhérents aux champs électromagnétiques, aux
biotechnologies (génie génétique) et aux nouvelles substances chimiques, dont les
effets sur l’environnement sont encore mal connus. Afin d’inverser la tendance, les
deux rapports recommandent d’appliquer systématiquement la loi sur le CO2 et
d’engager une réforme fiscale écologique. L’implication des décideurs, des industriels
et des citoyens en faveur de la nature doit aussi être accentuée. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.06.2002
PHILIPPE BERCLAZ
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Im Januar publizierte der Bundesrat den Evaluationsbericht zur Strategie „Nachhaltige
Entwicklung 2002“, die im Vorfeld des Weltgipfels von Johannesburg vom Bundesrat
verabschiedet worden war. Die externen Experten gelangten zu einem ernüchternden
Fazit über die schweizerische Nachhaltigkeitspolitik. Sie kritisierten insbesondere die
fehlende Verbindlichkeit der Strategie sowie die Dominanz einer
Nachhaltigkeitsdimension – meistens die Wirtschaft – über die anderen
Dimensionen. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.01.2007
ANDREA MOSIMANN

Im März legte das beratende Organ des Bundes für Fragen der Klimaänderung (OcCC)
ein Klimaszenario vor. Die darin aufgestellten Prognosen zeigen, dass sich in der
Schweiz bereits bis ins Jahr 2050 vieles klimabedingt verändern wird. Beispielsweise
wird die Fläche der Gletscher bis dahin um Dreiviertel abnehmen und die mittlere
Schneefallgrenze von 830 auf 1200 Meter über Meer ansteigen. Das OcCC geht von der
Erhöhung der Durchschnittstemperatur von rund 2 Grad im Herbst, Winter und
Frühling aus. Gar 3 Grad wärmer dürfte es im Sommer werden. Bei den Niederschlägen
prognostizieren die Forscher eine Zunahme im Winter und eine Abnahme im Sommer.
Insgesamt müsse vermehrt mit extremen Niederschlägen gerechnet werden. 30

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.03.2007
ANDREA MOSIMANN

Im Frühjahr wurde ein dreiteiliger Bericht des Weltklimarates (IPCC) veröffentlicht. Der
erste Teil behandelt den Klimawandel an sich, der zweite seine Folgen und im dritten
geht es um mögliche Massnahmen. Als Bergland ist die Schweiz vom Klimawandel
überdurchschnittlich betroffen. Es ist mit heisseren Sommern und milderen Wintern zu
rechnen, was zu einem Rückzug der Gletscher führt. Diese Entwicklung wirkt sich vor
allem auf den Tourismus und die Wasserwirtschaft nachteilig aus. Gemäss dem Bericht
sind weltweit genügend Geld und Technologie vorhanden, um die schlimmsten
Auswirkungen des Klimawandels noch zu verhindern. Damit die globale Erderwärmung
aber nicht über den gefährlichen Wert von 2 Grad steigt, muss sich der Ausstoss von
Treibhausgasen bis 2015 stabilisieren. Die gegenwärtig unternommen Anstrengungen
genügen jedoch nicht, um dieses Ziel zu erreichen. 31

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.05.2007
ANDREA MOSIMANN

Ebenfalls im Frühjahr 2007 präsentierte die OECD die Ergebnisse ihres zweiten
Umweltprüfungsberichtes zur Schweiz. Gelobt wurde insbesondere die internationale
Spitzenposition der Schweiz bei der Reduktion von Luftschadstoffen. Beachtliche
Fortschritte wurden ihr auch in einer nachhaltigen Waldbewirtschaftung und beim
Einsatz marktwirtschaftlicher Instrumente attestiert. Die Experten der OECD empfahlen
der Schweiz verstärkte Anstrengungen zur Verminderung von Ozon und Feinpartikel und
zur Renaturierung von Fliessgewässern zu unternehmen sowie eine nationale
Biodiversitätsstrategie zu verabschieden. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.05.2007
ANDREA MOSIMANN

Einen Gesamtüberblick über den Umweltzustand der Schweiz vermittelt ferner der
ebenfalls 2007 vom UVEK veröffentlichte Bericht „Umwelt Schweiz 2007“. Die
Verfasser bewerteten insbesondere die Fortschritte bei der Wasserqualität, der
Abfallentsorgung und bei einzelnen Luftschadstoffen als positiv. Sie bemängelten
dagegen, dass sich der Gesamtzustand seit dem letzten Bericht im Jahr 2002 kaum
verbessert habe. Zwar konnte der Verbrauch von Naturgütern und die Belastung der
Umwelt mittels Technik vermindert werden, gleichzeitig stieg der Verzehr von
Naturkapital durch die Zunahme der Bevölkerung sowie des Konsums pro Kopf aber
an. 33

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.06.2007
ANDREA MOSIMANN

Im Nationalrat folgte die Umweltpolitik in der letzten Legislaturperiode weitgehend den
parteipolitischen Linien. Dies ergab die Auswertung von 22 Abstimmungen zu den
Themen Klima, Naturräume, Atom- und Gentechnologie sowie Verkehr. Fast
durchgehend für Umweltschutzanliegen stimmten die Grünen (94%) und die SP (92%),
während die SVP in den meisten Fällen eine entgegengesetzte Position vertrat. Ein
deutlicher Unterschied zeigte sich bei den beiden Mitteparteien. Die CVP hat
Umweltanliegen zu 51% und die FDP zu 22% gutgeheissen. 34

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.06.2007
ANDREA MOSIMANN
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Selon l’analyse VOX, ce vote a montré un net fossé entre la gauche et la droite, le
comportement des votants coïncidant avec les recommandations des partis auxquels ils
s’identifient. Demi surprise, les sympathisants de l’UDC ont plus fortement soutenu
l’initiative que les sympathisants du PRD (60 contre 53%). Moins surprenant,
l’importance accordée à l’environnement par rapport à la croissance économique a
coïncidé avec le comportement à l’urne. Mais le résultat le plus troublant de l’analyse
VOX concerne le degré de compréhension de l’objet soumis à votation. Seul un tiers
des sondés a pu se rappeler qu’il s’agissait d’une restriction du droit de recours des
organisations. Plus remarquable encore, un tenant du « oui » sur cinq était
apparemment hostile à cet objet (d’après les motifs invoqués). Ce phénomène a
également été observé dans le camp adverse pour 9% des tenants du « non », de telle
sorte que l’analyse a conclu que « l’effet des faux-votants » était quasi nul. Concernant
les arguments mentionnés par les sondés pour justifier leur vote, les partisans de
l’initiative ont principalement invoqués les usages abusifs du droit de recours par les
organisations de protection de l’environnement. Cependant, une majorité des sondés,
indépendamment de leur vote en faveur ou contre l’initiative, a estimé non seulement
que le droit de recours des organisations avait fait ses preuves mais également que les
organisations devaient pouvoir porter plainte en cas de violation des lois en vigueur. 35

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.11.2008
NICOLAS FREYMOND

L’Office fédéral de l’environnement (OFEV) a publié les résultats d’une étude dont il
ressort que la valeur de remplacement des infrastructures environnementales
publiques du pays avoisine 180 milliards de francs. Elle s’élève à près de 320 milliards si
on y ajoute les infrastructures privées (raccordement à l’eau potable et aux égouts,
ouvrages parasismiques, etc.). Ce montant est comparable à la valeur des
infrastructures routières et excède même celle des infrastructures ferroviaires. L’OFEV
a calculé que le besoin théorique de financement pour maintenir les ouvrages et les
installations en bon état et, partant, garantir durablement la sécurité et la santé de la
population s’établit à 2,7 milliards de francs par an. Assurer ce financement et planifier
précocement les travaux nécessaires sont les défis majeurs posés aux autorités
fédérales, cantonales et communales ces prochaines années.
Concernant le financement des ouvrages de protection contre les dangers naturels, voir
ici. 36

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.11.2009
NICOLAS FREYMOND

Im Februar veröffentlichte das Bundesamt für Umwelt (BAFU) gleich drei neue Studien
zum Thema Grüne Wirtschaft. Eine Befragung von 1000 Personen ergab unter anderem,
dass Konsumenten Umweltinformationen in ihre Kaufentscheide einfliessen lassen.
Eine zweite Studie widmete sich der Frage, wie die gesamte Umweltbelastung, die ein
Produkt von seiner Produktion bis zum Konsum verursacht, am besten erfasst werden
kann und in welcher Form diese Information danach aufzubereiten sei, damit der
Konsument eine konzise und verständliche Übersicht erhält. Auch um positive
Ökosystemleistungen auszuweisen, die dann im Sinne einer Grünen Wirtschaft als
Umweltinformationen in die Wohlfahrtsmessung einfliessen könnten, bräuchte man
entsprechende Indikatoren. Dies war die Grundlage einer dritten Studie, welche unter
anderem potentielle Messkriterien für Trinkwasserqualität, Schutz vor
Naturkatastrophen und Erholungsräume vorschlägt. 37

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.02.2011
MARLÈNE GERBER

Mitte Jahr präsentierte das Bundesamt für Umwelt (BAFU) zusammen mit dem
Bundesamt für Statistik (BFS) den neuen Bericht zum Zustand der Umwelt in der
Schweiz. Positiv bewertet wurden unter anderem der Zustand des Oberflächen- und
Grundwassers sowie die Luftqualität und die Altlastensanierung. Der Bericht ortet die
weitgreifenden, positiven Veränderungen jedoch hauptsächlich vor der
Jahrtausendwende, während er in jüngster Vergangenheit eher von einer Stabilisierung
des Zustandes spricht. Als klar verfehlt bezeichnet er die Ziele im Bereich des
Klimawandels und der Biodiversität. Das BAFU konstatiert, dass das im Rahmen des
Kyoto-Protokolls definierte Ziel zur CO2-Reduktion von 8% im Vergleich zu1990 bis
anhin nicht erreicht worden sei, was auf den gestiegenen Verbrauch von Treibstoff
(+16%) und Erdgas (+68%) zurückzuführen sei. Der Biodiversitätsverlust sowie der
Verlust an natürlichen Lebensräumen konnte ebenfalls nicht eingedämmt werden.
Grund dafür sei insbesondere die Zersiedelung und die intensive Landwirtschaft. 38
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Der aktuelle Umweltbericht 2013, den das BAFU im Juli 2013 veröffentlichte, zeigte,
dass trotz durch bereits bestehende politische Eingriffe herbeigeführte
Verbesserungen der Luftqualität die Konzentration gewisser Schadstoffe in der Luft
noch immer regelmässig zu hoch sei. Weiter beeinträchtige die durch Medikamente,
Hygieneprodukte und Pflanzenschutzmittel verursachten Mikroverunreinigungen der
Gewässer die Ökosysteme. Die Schweizer Bevölkerung verbrauche zudem mehr als
doppelt so viele Ressourcen, als ihr bei gerechter Aufteilung unter der gesamten
Weltbevölkerung zustehen würde. Ferner kam der Bericht zum Schluss, die Schweiz
könnte übermässig vom Klimawandel betroffen sein, was sich insbesondere negativ auf
Land- und Forstwirtschaft, den Wintertourismus und die Wasserkraftproduktion
auswirken würde. Diesen Herausforderungen soll unter anderem mit den im
Berichtsjahr verabschiedeten Massnahmen im Rahmen des Aktionsplan „Grüne
Wirtschaft“ sowie mit der im Juli präsentierten Finanzierungslösung für die Aufrüstung
von rund 100 Abwasserreinigungsanlagen begegnet werden. Zur Reduktion der
Umweltbelastung sei ein Übergang zu einer Grünen Wirtschaft zwingend. Hierbei
müssten auch Einschränkungen des Wirtschaftswachstums in Kauf genommen werden,
so die Ausführungen des Umweltamt-Direktors. 39

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.07.2013
MARLÈNE GERBER

Im Oktober präsentierte der Bundesrat seinen alle fünf Jahre erscheinenden Bericht
zur Wirkung der Umwelttechnologieförderung, zu welcher sich die Schweiz mit einer
1997 in Kraft getretenen Änderung des Umweltschutzgesetzes (USG) verpflichtet hatte.
Zwischen 2007 und 2011 hatte der Bund insgesamt CHF 16 Mio. zur Förderung von
Umwelttechnologien in sämtlichen wichtigen Umweltbereichen, dabei zum ersten Mal
auch im Bereich der Biodiversität, eingesetzt. Mit Hilfe dieser Beiträge konnte die
Ressourceneffizienz in den geförderten Unternehmen verbessert werden. Darüber
hinaus generierte der Einsatz umweltverträglicher Technologien namentlich durch die
damit erreichten Einsparungen bei Infrastruktur-, Betriebs- und Gesundheitskosten
einen ökonomischen Nutzen. Der gut 50-seitige Bericht gibt Auskunft über die
geförderten Projekte, die jeweils verwendeten Bundesbeiträge sowie den dabei
erzielten ökologischen und ökonomische Nutzen. 40

STUDIEN / STATISTIKEN
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MARLÈNE GERBER

Im Dezember nahm der Bundesrat den Zwischenbericht zur „Strategie Nachhaltige
Entwicklung 2012-2015“ zur Kenntnis, den die verantwortliche Sektion des
Bundesamtes für Raumentwicklung erarbeitet hatte. Die Strategie war im Rahmen der
Legislaturplanung verabschiedet worden und galt als wichtiger Beitrag zur im Vorjahr in
Brasilien abgehaltenen UNO-Nachhaltigkeitskonferenz „Rio+20“. Der Zwischenbericht
zeichnete grundsätzlich eine positive Bilanz betreffend Umsetzung der rund 40 im
Aktionsplan enthaltenen Massnahmen. Handlungsbedarf bestünde jedoch unter
anderem im Bereich des gemeinnützigen Wohnungsbaus, beim Schutz vor
Naturgefahren und bei der nachhaltigen Produktion und Konsumation. Darüber hinaus
verlangten verschiedene sektorale Programme und Konzepte des Bundes – als Beispiele
genannt wurden die Energiestrategie 2050, der Aktionsplan Grüne Wirtschaft, die
Wachstumspolitik 2012-2015 und die Gesundheit 2020 – nach verstärkter Koordination
mit der Strategie Nachhaltige Entwicklung, um die Kohärenz zu erhöhen und
Doppelspurigkeiten zu vermeiden. Von den Massnahmen ausgenommen wurden die
ursprünglich vorgesehene Fiskalregel für die Invalidenversicherung sowie ein neues
Bundesgesetz über Prävention und Gesundheitsförderung. Beide Vorlagen, die zu einer
nachhaltigen Gesellschaft hätten beitragen sollen, waren kürzlich im Parlament
gescheitert. 41
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MARLÈNE GERBER

2013 wurden 83 Beschwerden von Umweltorganisationen, die insgesamt 60 Vorhaben
betrafen, erledigt. Dabei wurde die Hälfte der Beschwerden vollumfänglich (47%) oder
teilweise (3,6%) gutgeheissen. Damit lag die Quote gebilligter Beschwerden etwas tiefer
als zwischen 2008 und 2012 (55-63%). In diesen Auswertungen nicht enthalten sind die
1008 Beschwerden von Helvetia Nostra gegen den Bau von Zweitwohnungen nach
Annahme der Volksinitiative, die mehrheitlich gutgeheissen wurden oder bei denen der
Gesuchsteller das Baugesuch zurückzog. 42
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Jüngste durch Agroscope vorgenommene Auswertungen der Antworten von 19'000
Respondentinnen und Respondenten der Haushaltsbudgeterhebung (HABE) zeigten,
dass der Konsum von biologischen Lebensmitteln stetig zunimmt. Im Vergleich zu 2006
stieg der Ausgabenanteil von Bio-Produkten gemessen an allen Ausgaben im
Lebensmittelbereich bis 2011 um 1,5 Prozentpunkte auf 8%. Aufgeschlüsselt nach
Nahrungsmittelsorten verzeichnete das Bio-Gemüse im Jahr 2011 mit 14% den höchsten
Marktanteil (2006: 9%). Der Bio-Marktanteil von Fleisch war dagegen eher tief und kam
beinahe unverändert auf 5% zu liegen. Ferner zeigten die Auswertungen, dass Frauen,
in der Deutschschweiz wohnhafte sowie eher wohlhabende Personen eher zum Bio-
Konsum neigen. Erstaunt zeigten sich die Forscher ob dem vergleichsweise geringen
Interesse an Bio-Produkten bei Familien mit Kindern. Dies stehe im Gegensatz zu
Befunden im Ausland. Gemäss den Auswertungen von Agroscope stellen die 45- bis 54-
Jährigen in der Schweiz die Altersklasse mit dem geringsten Verzehr von Bio-Produkten
dar. 43

STUDIEN / STATISTIKEN
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MARLÈNE GERBER

Gemäss einer im Jahr 2015 publizierten Studie der Europäischen Umweltagentur (EEA)
belegt die Schweiz im Bereich der Ressourceneffizienz zusammen mit Luxemburg, dem
Vereinigten Königreich und den Niederlanden den ersten Rang im Vergleich mit 38
europäischen Ländern. Ebenfalls gut steht die Schweiz in Bezug auf das Recycling da:
Hier nimmt sie hinter Deutschland, Österreich und Belgien Rang vier ein. In anderen
Sparten hingegen bildet die Schweiz gemäss Studie das Schlusslicht: Nirgends sonst
wird so viel Abfall pro Kopf produziert wie hierzulande. Ferner belegt die Schweiz bei
den Schutzgebieten den letzten Platz. Nur gerade 6.5 Prozent der Schweizer
Landesfläche sind als solche klassiert, während sich dieser Anteil beim Spitzenreiter
Slowenien auf 30 Prozent beläuft. 
Von der Sonntagszeitung auf die tiefen Zahlen angesprochen, relativierte das BAFU
diese mit Verweis auf eine ungenügende Datenlage. Man verfüge nur über die Angaben
zu nationalen Schutzgebieten; für Schutzgebiete auf kantonaler und lokaler Ebene
würden entsprechende Daten fehlen. Überschlage man diese grob und addiere dazu
noch Waldreserven und sich in Privatbesitz befindende Schutzgebiete, beliefe sich der
Wert auf ungefähr 11 Prozent. Nichtsdestotrotz anerkenne man starken
Handlungsbedarf.
Ein im Januar desselben Jahres publizierter Bericht des Bundes zum Zustand der
Umwelt in der Schweiz hatte der Biodiversität ein schlechtes Zeugnis ausgestellt. Zum
Erhalt Letzterer sind Schutzgebiete von zentraler Bedeutung. Gemäss den Aichi-Zielen
für den weltweiten Artenschutz müssten Schutzgebiete in der Schweiz bis 2020 17
Prozent der Landesfläche ausmachen – ein Unterfangen, dass gemäss der
verantwortlichen Verwaltungsstelle im vorgegebenen Zeitraum nicht erreicht werden
kann. Dass das Thema nicht sehr weit oben auf der Agenda der meisten politischen
Akteure stand, zeigte sich auch im nur schleppenden Vorankommen bei der Erarbeitung
einer Biodiversitätsstrategie. Im Jahr 2013 hatte eine von gfs.bern durchgeführte
Umfrage ergeben, dass beinahe drei Viertel der Befragten den Zustand der Biodiversität
in der Schweiz irrtümlicherweise als gut bis sehr gut einstuften. Demzufolge bestehe
kein öffentlicher Druck, der die Politik zum Einleiten notwendiger Schritte bewegen
könnte, diagnostizierte Walter Wagner, Leiter Biodiversität beim WWF. 44

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.03.2015
MARLÈNE GERBER

Das Konzept der planetarischen Belastbarkeitsgrenzen drückt aus, wie viel
Umweltbelastung zulässig ist, damit Umweltauswirkungen auf ein naturverträgliches
Mass reduziert werden können. Die wohl bekannteste Belastbarkeitsgrenze betrifft die
Begrenzung der Klimaerwärmung; das Konzept der Belastbarkeitsgrenzen kennt jedoch
acht weitere Dimensionen. Im Rahmen des Aktionsplans für eine grüne Wirtschaft hatte
das BAFU 2013 eine Studie in Auftrag gegeben, welche einige Dimensionen des
Konzeptes der planetarischen Belastbarkeitsgrenzen in konkrete Schwellenwerte für
die Schweiz übersetzen sollte. Die von der Global Resource Information Database
(GRID), die dem UNO-Umweltprogramm angegliedert ist, in Zusammenarbeit mit der
Universität Genf erstellte Studie folgert nicht ganz überraschend, dass die
Schweizerinnen und Schweizer auf zu grossem Fuss leben. Die umweltbelastenden
Auswirkungen zeigten sich dabei nicht in erster Linie in der Schweiz, sondern
überregional. Die Schweiz überschreite die Schwellenwerte insbesondere beim
Klimawandel (23-fache Überschreitung), der Versauerung der Ozeane (15-fach) sowie
bei Biodiversitäts- und Stickstoffverlusten (jeweils ungefähr doppelte Überschreitung)
in eindeutig kritischem Masse, weswegen diese Bereiche prioritär zu behandeln seien.
Weniger dramatisch gestalte sich die Situation in der Dimension Landnutzung; hier
werde der Schwellenwert noch nicht überschritten. Da sich der Trend jedoch schnell
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verschlechtere, wurde auch dieser Bereich in der Schweiz zwar nicht als „eindeutig
kritisch”, aber dennoch als „kritisch” eingestuft. Wegen mangelnder Daten musste auf
Angaben zu den Phosphorverlusten in der Schweiz verzichtet werden. Zur Berechnung
der Schwellenwerte griffen die Autoren auf das „Equal-Share-Prinzip” zurück, gemäss
welchem jedem Erdenbewohner der gleiche Anteil an einer natürlichen Ressource
zusteht. Wo ein Stichtag in der Vergangenheit festgemacht wurde (z.B. 1990 für
Klimaveränderungen), bedeutet dies auch, dass einem Staat in der Gegenwart weniger
Pro-Kopf-Ressourcen zur Verfügung stehen, wenn er sich in der Vergangenheit wenig
ressourcenschonend verhalten hat. 45

Die neue, im Auftrag des Bundesrates erstellte Nachbefragung, die seit dem Herbst
2016 nicht mehr länger durch gfs.bern in Kooperation mit verschiedenen Universitäten
verfasst, sondern vom Schweizer Kompetenzzentrum Sozialwissenschaften (FORS) und
dem Zentrum für Demokratie Aarau (ZDA) in Zusammenarbeit mit dem Umfrageinstitut
LINK durchgeführt wird, führte verschiedene Gründe für das Scheitern der
Volksinitiative "Grüne Wirtschaft" ins Feld. Gemäss der sog. VOTO-Studie waren
sowohl Zweifel an der Umsetzbarkeit (für 15% das erstgenannte Argument) als auch die
Angst, dass die Initiative der Wirtschaft schade (17%), ausschlaggebend für ihre
ablehnende Haltung. Für wieder andere war die Ablehnung einer
Konsumbevormundung (9%) oder die Überzeugung, die Schweiz trage bereits
ausreichend zum Schutze der Umwelt bei (8%), entscheidend für ein Nein. Eine
beträchtliche Anzahl der Nein-Stimmenden (14%) gab auch an, bei ihrem Entscheid
Empfehlungen gefolgt zu sein, wobei diese Empfehlungen in erster Linie vom Bundesrat
stammten. Auf der anderen Seite war das ausschlaggebende Argument für eine
Unterstützung der Volksinitiative klar die Förderung des Umweltschutzes (41%). Auf
stärkere Zustimmung stiess das Anliegen bei der jüngsten Generation der
Stimmberechtigten – bei dieser sogar auf mehrheitliche – und bei der
Stimmbürgerschaft mit universitärem Bildungshintergrund. Auffallend war die
vergleichsweise tiefe Unterstützung bei der SP-Anhängerschaft: Während
Sympathisantinnen und Sympathisanten der Grünen der Volksinitiative ihrer Partei mit
87% zustimmten, betrug die Zustimmungsrate bei der Gefolgschaft der SP lediglich
63%. Ferner zeigten die Auswertungen, dass Mitte-Wählerinnen und -Wähler in der
Romandie deutlich besser von den Befürwortern abgeholt worden waren als in der
Deutschschweiz. 
Interessanterweise äusserte knapp die Hälfte der Nein-Stimmenden ihre Zustimmung
zu zentralen Pro-Argumenten und somit indirekt auch zu allfälliger staatlicher
Intervention: 47% aller Nein-Stimmenden erachteten die Initiative als wichtig, damit die
Wirtschaft einen grösseren Beitrag zum Umweltschutz leiste, und die Hälfte der Nein-
Stimmenden hatte nichts dagegen, dass die Initiative zu Gunsten der Konsumentinnen
und Konsumenten Unternehmen zwingen könnte, langlebigere Produkte herzustellen.
Auf der gegnerischen Seite verfingen hingegen die Argumente, die Initiative trage zur
Verteuerung von Produkten bei (55%) und zwinge die Bürger, ihren Lebensstil zu ändern
(42%), ebenfalls relativ gut bei den Ja-Stimmenden. Nicht zuletzt zeigte sich auch
betreffend die Zustimmung zu zentralen Argumenten im Abstimmungskampf ein
Röstigraben: 81% aller Stimmenden in der Romandie zeigten sich überzeugt, dass der
Förderung umweltschonender Technologien die Zukunft gehöre. Dieses Argument
wurde in der Deutschschweiz von 59% der Stimmenden unterstützt. 46

STUDIEN / STATISTIKEN
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Im April 2018 hiess der Bundesrat den Bericht über die Wirkung der
Umwelttechnologieförderung für die Periode 2012-2016 gut. Die
Umwelttechnologieförderung, welche im USG verankert ist, verfolgt das Ziel,
umweltfreundliche und ressourcenschonende Technologien zu fördern, da diese bei
der Bewältigung von ökologischen Problemen eine grosse Rolle spielen können. Mit
knapp CHF 20 Mio. wurden in der Berichtsperiode 133 Projekte unterstützt. Diese
siedelten sich zu drei Vierteln in den Bereichen Abfall, Recycling und
Rohstoffkreisläufe, Wasser, Biodiversität, Luftreinhaltung, Gefahrenprävention,
Lärmbekämpfung, Klima sowie Boden und Altlasten an. Ein gefördertes Projekt widmete
sich etwa der Rückgewinnung von Metallen aus Verbrennungsrückständen der
Kehrichtverbrennungsanlagen. Das übrige Viertel der Projekte befasste sich mit der
Steigerung der Ressourceneffizienz und der Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der
Schweizer Wirtschaft. Als Beispiel dafür wurde das Netzwerk Reffnet.ch genannt,
welches Firmen dabei unterstützt, ressourceneffizienter zu arbeiten. 47
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Ende 2018 genehmigte der Bundesrat den Bericht «Umwelt Schweiz 2018». Der
Bericht hielt fest, dass die Umweltbelastung in der Schweiz in den letzten beiden
Jahrzehnten gesamthaft gesunken sei. Fortschritte konnten beispielsweise in den
Bereichen «Sanierung von Altlasten» oder «Ressourceneffizienz» erzielt werden.
Ausserdem sei es gelungen, das Wirtschaftswachstum vom Ausstoss der Treibhausgase
zu entkoppeln. Trotz dieser Fortschritte würden die natürlichen Ressourcen nach wie
vor stark genutzt. Die grössten Herausforderungen bestünden im wachsenden
Bodenverbrauch, in der Überdüngung von Ökosystemen, in der Belastung der Böden
und Gewässer mit Pflanzenschutzmitteln und im damit verbundenen Verlust der
Biodiversität sowie auch im voranschreitenden Klimawandel. Der Bundesrat setze nun
den Klimaschutz, den effizienten Ressourcenverbrauch und den Erhalt der Biodiversität
ins Zentrum seiner Umweltpolitik. 
Weiter hielt die umfassende Studie fest, dass sich die verschiedenen
Umweltbelastungen nicht alleine mit technologischem Fortschritt bewältigen liessen;
vielmehr sei ein Wandel in den Konsumations- und Produktionsmustern vonnöten,
damit Umwelt und Ressourcen geschont werden könnten. 48

STUDIEN / STATISTIKEN
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Im Herbst 2019 veröffentlichte das BAFU einen Bericht zum Thema Hitze und
Trockenheit im Sommer 2018. Der Sommer 2018 war gemäss BAFU der drittwärmste
Sommer in der Schweiz seit Messbeginn 1864; die Auswirkungen der Hitze und
Trockenheit auf die Umwelt waren dementsprechend gravierend. Einige Wälder sahen
bereits im Juli herbstlich aus. Manche Schäden an den Bäumen wurden aber erst im
Jahr 2019 sichtbar, als unter anderem im Jura geschwächte Nadelbäume von
Borkenkäfern befallen wurden. Die Gewässer litten ebenfalls unter der Hitze und der
Trockenheit; mancherorts waren die Gewässer so warm, dass es zu einem Fischsterben
kam. Auch in der Landwirtschaft hinterliess der Sommer 2018 seine Spuren.
Insbesondere beim Futter für die Tiere gab es Probleme, was sich unter anderem in den
stark gestiegenen Importmengen an Heu widerspiegelte. Die Obst- und Weinbauern
verzeichneten hingegen sehr gute Ernten.
Der Hitzesommer 2018 blieb auch für die menschliche Gesundheit nicht ohne Folgen.
Wegen der hohen Temperaturen gab es ca. 200 Todesfälle mehr als in einem
durchschnittlichen Jahr. Dabei waren grosse Unterschiede zwischen den Kantonen zu
verzeichnen. In denjenigen Kantonen, in denen Hitzemassnahmenpläne zum Einsatz
kamen, blieb die Sterblichkeit gleich hoch wie in anderen Jahren. In den Kantonen ohne
hitzespezifische Massnahmen stieg die Zahl der Todesfälle jedoch an. Diese Zahlen
gäben einen Hinweis darauf, dass die hitzebedingte Sterblichkeit mit gezielten
Massnahmen und koordinierten Hitzeplänen (z.B. Aufrufe zu vermehrter
Flüssigkeitsaufnahme) reduziert werden könne, so das BAFU. 49
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Ein von BAFU und BAG gemeinsam herausgegebener Bericht «Umwelt und Gesundheit
in der Schweiz» zeigte auf, wie sich Umwelt und Gesundheit auf vielfältige Weise
gegenseitig beeinflussen, welche Fortschritte im Umweltschutz unserer Gesundheit
zugutekommen und wo diesbezüglich Handlungsbedarf besteht. 
Der Bericht wies darauf hin, dass der Zustand der Umwelt in der Schweiz noch lange
nicht ideal sei. So machten etwa die im Zuge des Klimawandels vorkommenden
Hitzewellen vielen Personen zu schaffen; der Druck auf die Gewässer und damit auf die
Qualität der Trinkwasserquellen nehme zu und zusammenhängende naturnahe Flächen,
die uns Menschen als Erholungsräume dienten, fänden sich – zumindest im Mittelland –
nur noch selten. Auf der positiven Seite sei zu vermerken, dass beispielsweise bei
bestimmten Schadstoffen in der Luft seit den 1970er Jahren grosse Fortschritte erzielt
worden seien; Stickoxide, Schwefeloxid und flüchtige organische Verbindungen, welche
nebst Lungenkrankheiten auch die Entstehung von Lungenkrebs und Herz-Kreislauf-
Erkrankungen begünstigten, seien drastisch reduziert worden. In vielen Bereichen
mangle es jedoch noch an wissenschaftlicher Evidenz über die Wechselwirkungen
zwischen Umwelt und Gesundheit; so seien beispielsweise die vielschichtigen
Beziehungen zwischen der Biodiversität und der menschlichen Gesundheit schwer zu
fassen. Die Forschung habe also noch einige Wissenslücken im Hinblick auf das
Wechselspiel zwischen Umwelt und menschlicher Gesundheit zu schliessen. 50
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Abfälle

In einer vom BAFU in Auftrag gegebenen Metastudie wurde berechnet, dass in der
Schweiz jedes Jahr rund 14’000 Tonnen Kunststoffe in die Böden und Gewässer
gelangen. Die meisten Einträge für Mikroplastik (Partikel kleiner als 5 mm) stammten
dabei vom Abrieb und der Zersetzung von Kunststoffprodukten, beispielsweise von
Autoreifen. Mikroplastik, das absichtlich Produkten zugefügt wird (z.B. Reibkörper in
Kosmetika) oder durch den Faserabrieb beim Waschen synthetischer Textilien ins
Abwasser gerate, belaste vor allem Oberflächengewässer. Makroplastik (Partikel grösser
als 5 mm) gelange vor allem durch Littering und falsch entsorgte Kunststoffprodukte in
die Natur. Zudem sei auch die unsachgemässe Entsorgung von Kunststoffverpackungen
und Plastiksäcken im Grüngut für die Verunreinigung der Böden mitverantwortlich.
Daneben fänden Kunststoffe mit dem Regenwasser und über die Luft ihren Weg in
Böden und Gewässer – oder mit unbehandeltem Abwasser in Flüsse und Bäche. Dank
der Abfallentsorgung und der Reinigung des öffentlichen Raums, der
Strassenentwässerung und Abwasserbehandlung könnten aber bedeutende Mengen an
Kunststoffen zurückgehalten werden, so der Bericht. 
Das BAFU kündigte an, zusammen mit den betroffenen Branchen Massnahmen zur
besseren Bekämpfung dieser Verschmutzungen vorzuschlagen. Dies unter anderem in
Erfüllung einiger parlamentarischer Vorstösse, wie etwa der Motion 18.3712 der UREK-
NR. 51
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Wie die VOX-Analyse der Nationalratswahlen zeigte, nahm unter der FDP-
Wählerschaft die Gruppe von Personen in leitenden Positionen und jene der mittleren
Angestellten weiter zu, während die Anteile der einfachen Angestellten, Arbeiter und
Bauern rückläufig waren. Gewählt wird die Partei immer mehr von älteren Leuten – die
Wählerschaft im Rentenalter bildete knapp einen Viertel – und von Menschen, die in
kleineren oder mittleren Städten leben. Auffallend hoch in der Wählerschaft der FDP ist
die Identifikation über den politischen Stil und über die prinzipielle Weltanschauung;
dies widerspricht der allgemeinen Tendenz der Themen- und Personenorientierung.
Der Verlust eines Teils der Wählerschaft wird in der Studie dadurch erklärt, dass die
Partei in Fragen der Asyl-, Europa- und Umweltpolitik, die der FDP-Wählerschaft als
wichtigste Probleme erscheinen, zu wenig oder nicht geschlossen auftrat.
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